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Der Bericht giebt dem AbgeordnetenKreuzberg zn längeren Ausführungen über die
Mittel zur Abhülfe des von Schwarzwild angerichtetenSchadens Anlaß. Da Redner von der
Sache abschweift, so wird er vom Marfchall unterbrochenund kündigtdaher einen eigenenAntrag
in Bezug auf diese Frage au.

Der Landtag stimmt dem Antrage des Ausschusses auf Ucbergaug zur Tagesordnung zu.
Hiermit ist die Tagesordnung erledigt. Da mehrere Abgeordnete bereits die Sitzung verlassen
haben, so bemerkt der Marsch all, daß er die zu Beginn der Sitzung erwähnte wiederholteAbstimmung
ans Montag oder Dienstag aussetze, wenn das Haus zahlreicherversammeltsein werde.

NächstePlenarsitzung Montag den 1U. dieses Mittags 12 Uhr.
Der Marschall schließt die Sitzung l^ Uhr.

Wilhelm Fürst zu Wied,
VaudtagsMarschall.

Siebente Sitzung.
Verhandelt in der Aula der HteaWule zu Düsseldorf am 1«. Kpril 1877.

Der Marschall eröffnet die Sitzung um "12 Uhr.
Das Protokoll der letzten Sitzung wird verlesenund genehmigt.
Das Protokoll der heutige» Sitzung führt der AbgeordneteIentges.
Der Marschall theilt folgende Eingänge mit:

OeMsttichc AbgeordneterSeul hat mitgetheilt, daß er für heute wegen einer Familien-Angelegenheit
Mittheilungen, »^-hindert sei, au der Sitzung Theil zu nehmen.

Vom KöniglichenLaudtags-Commissar liegt die Mittheilung vor, daß der Abgeordnete
Graf Wcsterholt zu Areufels seine Verhinderung zur Theilnahme an den Sitzungen angezeigtund
der Freiherr von Steffens zu Godorfer-Burg als Stellvertreter einberufensei.

Vom Provinzial-Verwaltungsrathc ist ein Antrag eingebrachtauf Uebernahmeder Straße
vou Reviges uach Tönnisheide nach erfolgtem provinzialstraßenmäßigemAusbau auf Provinzial-
Straßcnfonds. Geht an den IV. Ausschuß.

Vom Bürgermeister Pasch zu Bockum ist der Autrag gestellt, daß die Bekanntmachungen
wegen Ausloosung von Rheinprovinz-Obligationen,auch in den Rcgicrnngs-Amtsblättern angezeigt
werben möchten. Wird an den Landesdirectorals Geschäftssache überwiesen. Eine zu spät eim
gegangene,.Petition des A. Scheben in Cöln, wegen Bewilligung von Geldmitteln znr Wiederher¬
stellung der Abtei-Kirche zu Kuechtstedeu, wird zu den Akten genommen.

Der Marschall macht bekannt, baß bei Beginn der morgigen Sitzung die Ersatz-Wahlen
für den Provinzial-Verwaltungsrath vorgenouimeuwerden sollen.

Weiter theilt der Marsch all mit, daß die Wen, betreffend den Gesetz-Entwurfwegeu
Aufbringuug der kirchliche» Bedürfnisse für die Pfarrgemeiudcu auf der liukeu Rheinseite unten
im ständischen Archiv zur Einsicht offen gelegt sind.
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Bevor in die Tagesordnung eingetreten wird, ordnet der Marschall die am Schlüsse der
letzten Sitzung verschobene wiederHolle Abstimmungüber den Aulrag wegen künftiger Öffentlichkeit
der Verhandlungendes Provinzial-Landtageöan.

Der Abgeordnete Breinig stellt zur Geschäftsordnung die Frage, ob der Vorsitzende selbst die
namentliche Abstimmungbeantragen wolle oder ob ein Drittel der Mitglieder sich für dieselbe erkläre.

Der Marsch all nimmt den Antrag auf namentliche Abstimmungauf. Es wird zunächst
über die Frage wegen Zulassung der Öffentlichkeit überhaupt abgestimmtund zwar ohne nament¬
liche Adstimmuug,wobei die Versammlungsich nahezu einhellig für die Öffentlichkeit erklärt. So-
dann wird wegen des von dem AbgeordnetenKaesen zu dem bezüglichen Autrage des Provinzial-
Verwaltuugsratbs beziehungsweise l. Ausschusses gestellteu Amendcments,wonach die Öffentlichkeit
sofort und nicht erst nach Fertigstellung des Ständehaus-Gebäudes zugelassen werden soll, znr
namentlichenAbstimmunggeschritteu. Es stimmten:

mit Ja die Herren:
Bcckmaun
Bremig
von Bönninghausen
Eourth
Conze
Caesar
Eremer
Dictze
v. Eynern
Frh. v. Eerde
Oraf G. v. Fürstenberg
Friederichs
Franoux
Graf u. Vollstem
Fürst v Hatzfeld
Graf v. Hompesch-Nuhrig
Holthaus
Horst
Hirschbruun
Horster
Ientges
Iagenberg
Kunz
Äreutzberg
Kaesen
Kockerols
Frh. C. v. Loe
Lautz
Lambertz
Frh. F. v. Lo8
Graf v. Mirbach

mit Nein die Herren:
Frh. A. v. Fürstcuberg
Vice-MarschallT. v. Gchr
Frh. Fr. v. Geyr
Ghmnich
v. Heister
Frh. v. Hövcl
Iansen
Frh. E. v. Lok-
Graf v. WolffMelternich
v. Ruyö
Frh. v. Solemacher
Graf v. d. Schulenburg
Graf v. Spee
Graf zu Stolberg Wernigerode
Schmitz
Fürst zu Wied
Frh. R. v. Geyr
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mit Ja die Herren:
v. Monschaw
Marcus
Müller
Merrem
Maas

Rautenstrcmch
Reusch
Neinhard
Fürst Salm-Reifferscheidt-Dyt
Graf v. Schaesberg
Sahler
Schlächter
Strunk
Schmidtborn
Trapp
Prinzen
Frh. v. Wenge-Wulffeu
Waldthauseu
Wolters
Weidt

Wahlers
Frh, v. Schirp

Gefehlt haben die Herren:
Frh, von Bourscheidl. vom Hövel, Mattonet. Mnnd. Seul, Frh. v, Spies-Aüllesheim.

Das Resultat der Abstimmung ist, daß von 70 Anwesenden 53 für und 1? gegen den
Antrag gestimmt haben.

Der Marschall erklärt demgemäß den Antrag Kaeseu mit der nöthigen Stimmenmehrheit
für angenommen und ist die beschlosseneAdresse an Seine Majestät den Kaiser und König dem
entsprechend z» verfassen. Es wird in die Tagesordnung eingetreten.

Gesetz-Entwurf Über Der erste Gegenstand betrifft das Referat des I. Ausschusses, betreffend Begutachtung des
Erweiterungder Ver-Gesetz-Entwurfs über eine Erweiterung der Verweudungs-Zwecke der den Provinziell- und Communal-
wendungs.Zwcckeder H^vändm überwieseuen Dotationsfonds

Dotatwnsfonds. ^. g^^M Abgeordneter Marcus erstattet nach Verlesung des bezüglichen Gesetzes-
Paragrapheu das nachfolgende Referat:

Die Königliche Staalsrcgierung hat dem yause der Abgeordneten in seiner letzten Session
den Entwurf zu einem Gesetze vorgelegt, wonach die deu Provinzial- und Kommuual-Verbäudeu
überwiesenen Dotationsfonbö fortan auch zur Förderung des Neubaues von sogenannten Sekundär-
Eisenbahnen verwandt werden dürfen. Dieser aus einem Paragraphen bestehende Gesetz-Entwurf ist
mit einem Amendement, nach welchem hinter dem Worte: „Seknndär-Bahnen" eingefügt werden soll

„und Pferde-Eisenbahnen"
in der zweiten Berathung angenommen worden.

In der dritten Berathung aber hat das Haus der Abgeordneten den Gesetz-Entwurf mit
177 gegen 165 Stimmen abgelehnt und beschlossen, die Negierung aufzufordern, zuvor den pro-
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vinzialständischen Verbänden und deren gesetzlichen Vertretungen den Gesetz-Entwurfzur Begut¬
achtung vorzulegen.

Dies ist durch das Allerhöchste Provositions-Dekretvom !N. Mär; d. I. dem rheinischen
Provinzial-Landtagegegenübergeschehen. Wie aus dem Wortlaute des Gesetz-Entwurfeshervorgeht,
soll den Proviuzial- und Kommuual-Verbändenin keiner Weise eine Verpflichtungauferlegt werden
zur Anlage von Sekundär- und Pferde^Eiseubahueumitzuwirken,sondern es soll ihnen lediglich die
Ermächtigungertheilt werden, uach ihrem Ermessen uebeu den dnrch das Gesetz vom 8. Juli 1875
genau normirten Zwecken,d. h. der Fürsorge für den Nenbau vou chaussirten Wegen und der
Unterhaltung des Gemeinde-und Kreis-Wegebaues, auch noch den der Förderung von Sekundär-
und Pferde-Eisenbahnenzu verfolgen.

Bei dem Umstände, daß der Dotationsfondö unserer Provinz bei weitem nicht ausreicht,
um aus ihm die oben genannten, in dem Gesetze vom 8. Inli 1875 normirten Zwecke zn erfüllen,
vielmehr erhebliche Steuer-Umlagen dazu erforderlichsind, scheint im Allgemeine»eine Veranlassung
zu Erweiterung dieser Zwecke,ohne daß zugleich eine Erweiteruug der Mittel gegeben wird, weit
abzuliegen. Indeß, da es sich nicht um eine Verpflichtung des Provinzial-Verbandcs handelt,
sondern nur um eine Erweiterung der Rechte desselben gegenüberden ursprünglichen Bestimmungen
des Dotationsgesetzes— die doch einmal, wenn auch iu uoch nicht abzusehendem Falle, ihm von
Werth sein könnte, so meint der I. Ausschußsich uicht gegen diese Erweiterung der Befugnisseim
Allgemeine«ablehnend verhalten zu sollen.

Nur hält er es, um von vorne herein jede dnrch die vorgeschlagene Erweiterung der Ver¬
wendungszwecke des Dotationsfonds mögliche Vermehrung der Belastung der Provinz zu verhindern
und andererseits die in erster Änie zn verfolgendenZwecke nicht zu beeinträchtigen,für geboten,
die Ermächtigung zur Verwendungdes Dotationsfonds für den Bau von Setuudär- und Pferde-
Eisenbahnen auf den Fall zu beschränken,daß sich Ueberschüsse aus dem Dotatiousfonds nach
völliger Befriedigung der ihn, nach dem Gesetze vom 8. Juli 1875 obliegenden Verpflichtungen
ergeben.

Die Versammlungmacht die Begutachtung des Ausschusses einstimmigzu der ihrigen.
Der AbgeordneteS ahler referirt Namens des II. Ausschusses, nachdem er die Ver-Antrag des Professors

sammlung mit dem Inhalte der Anträge des Professors E. auö'in Weerth bekannt gemacht und E- aus'm Weerth zur
als besondere Veranlassuug zu der Petition die Gelegenheitzum Autaufe der zu verauktiouirendcn ^"""brung u°n Bei-
AntiquitätenSammlnng des Hugo Garthe iu Kölu erwähnt hat, wie folgt: ?M ü" n'M^Bonn

Anf den Antrag des Professors E. ans'm Weerth iu Kessenich bei Bonn, befürwortet und Trier,
durch die Commission für die Rheinische» Proviuzial-Mnsecn zu Bonn uud Trier, beschloß der II.
Ausschuß dem hohen Hause zu empfehlen:

1) geuehmigen zu wolle», daß als außerordeutlicherZuschuß für deu Autauf vou rheiui.
scheu Alterthümern und Kunstsachen der römischen uud mittelalterlichenZeit, den beiden Provinzial-
Museen zu Bonn uud Trier diejenigen12000 Mark, welche den genannten Museen für das Jahr
1874 bereits zugewiesenwaren, aber wegen deren verzögerterLouslitniruug nicht znr Auszahlung
kamen, mit <>00N Mark für ein jedes der beiden Museen uuter der Bedingung erneut bewilligt
werdeu, daß auch die Königl, Staatsregierung eine gleiche Snmme zur Auszahlung gclaugeu läßt;

2) dagegen die Genehmigungzu versagen iu Bezug auf die weiterhin nachgesuchteBei¬
hülfe von 100,000 Mark zur Herstellung resp. z»,n Ncnban eines Museums-Gebäudesin Bonn.

Der Marsch all eröffnet über die Anträge des Ausschusses die General-Diskussion.
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Abgeordneter Lautz erklärt sich mit dem Antrage aä 1 einverstanden, auch wolle er nicht
gegen den ablehnenden Beschluß -ul 2 das Worl ergreifen, nur bitte er, bei künftiger Aufstellung
eines neuen Etats, vorausgesetzt, daß dann auch die Verhältnisse günstiger sind, den Antrag ml 2
wohlwollend wieder aufzugreifen und dann beide Mnseen in Bonn und Trier gleichmäßig in Be¬
rücksichtigung zu ziehen,

Abgeordneter Horst erklärt sich gegen den Antrag »ck 1, Die Sammlung des Herrn
Hugo Garthe sei eine rein umnismatische und befänden sich nur sehr wenige Alterthümer darunter.
Der Stadt Köln sei die Sammlung ebenfalls angeboten worden, indeß zu einem enormen Preise.
Es sei daher keine Anssichl vorhanden die ganze Sammlung erwerben zu können nnb müsse Ein-
zelnes jedenfalls theuer bezahlt werden.

Der Referent bemerkt hierauf, daß der Beschluß des Ausschusses nicht dahin gehe, daß
die Beilrägc absolut zu Ankäufen aus der Garthc'schen Auction zn verwenden seien, die Bewilligung
vielmehr der Verwendung in keiner Weise vorgreifen solle. Zudem sei die Genehmigung des
gleichen Betrages von Seiten der Staatö-Regierung in dem Antrage vorbehalten.

Abgeordneter Horst: Via» dürfe auf den früheren Beschluß uicht zurückgreifen. Es sei
zunächst wohl Sache der Stadt Bonn ihr Interesse an dem Bonner Mnseum zu bekunden, was
bis jetzt noch iu keiner Weise geschehen sei.

Abgeordneter v. Solemacher kann mittheilen, daß die Staats-Negierung die Bewilligung
bereits abgelehnt hat.

Abgeordneter Mareus bemerkt gegen die Aeußerung Horst, daß die Stadt Bonn das
E. M. Arudt-Haus zu Zweckeu des Museums gegeu eine geringe Miethe ans so lauge zur Dis-
Position gestellt habe, als der Museums-Verein sich desselben bediene» wolle.

Nach einigen weiteren Vemerknna.cn von Seiten der Abgeordneten Lautz und Kacsen,
schließl der Marschall die General-Diskussion und bringt den ersten Antrag des Ausschusses zur
Abstimmuug. Der Antrag wird genehmigt.

Bezüglich des zweiteu Antrages auf Gewährung eiucr Beihülfe von 100,000 Mark zum
Museumsban in Bonn erfolgt dem Vorschlage des Ausschusses gemäß einstimmige Ablehnung.

PetitionderEinwuhuer Referat des II. Ausschusses betreffend Gesuch der Einwohner der Gemeinde Falscheid NIN
der GemeineMscheid^MllM,g, eines Zuschusses znr Errichtung einer Wasserleitung im Orte Falscheid.
um Newilligunss eines n, I l c>,5 ^ ^ s .

Anschusses zum «an ^f,"'mt Abgeordneter Lambertz.
einer Wasserleitung im Der Ausschuß vermag den Antrag nicht zu befürworten uud schlägt Ablehnung vor.

Orte ssalscheid. Der Marschall eröffnet hierüber die Diskussion.
Abgeordneter Reusch stellt folgendes Ameudement:

„Hoher Landtag wolle beschließen, den Petenten zu ihrem Unternehmen aus
Mitteln der Provinzial-Fener-Societät eine Beihülfe von 1200 Mark zu gewähren
event, das Pctitum dem Provinzial-Verwaltungsrathe zur nähern Prüfung zn überweisen."

Referent bemerkthiergegen, daß der Ausschuß zu seinem Autrage lediglich durch die Auf¬
fassung bewogen worden sei, daß eine Bewilligung des Gesuchs in irgend einer Weise auch andere
Anträge dieser Art nach sich ziehen werde.

Abgeordneter Freiherr v. Eerdc wünscht iu den Antrag Reusch die Bedingnng anfgeuommen,
daß die Staatsregiernug, welche für derartige Calamitäten zunächst einzutreten habe, den gleichen
Betrag von 1200 Mark bewilligt.

Abgeordneter G h m n i ch will die Angelegenheit dem Proviuzial-Verwaltuugsrathe über¬
wiesen wissen. Es fehle dem Landtage an jeder Grundlage zur Beurtheiluug und wisse man nicht
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einmal, ob nicht die Gemeinde selbst in der Lage sei, die Kosten der fraglichen Wasserleitung
anzubringen.

Abgeordneter Ren sch versichert aus eigener Kenntniß, baß die Gemeinde die erforderlichen
Mittel nicht besitzt.

Der Marschall schließt die Diskussion und stellt das Amendement Neusch in seinen
einzelnen Theilen zur Abstimmung.

Die Bewilligung eines Zuschusses vou 1200 Mark aus Feuer-Societäts-Mittcln wird
hierbei abgelehnt, dagegen Ueberweifnng der Angelegenheit an den Provinzial Verwaltnngörath
Behufs näherer Prüfung beschlossen.

Damit ist der Antrag des Ausschusses auf einfache Ablehnung gefallen.
Der Vice-LandtagS-Marschall Freiherr v. (sehr ttbernimmt den Vorsitz
Es folgt das Referat des II. Ansschusfes, betreffend die vom

rathe beantragte Erhöhung des Pensionssatzes für die iu die Rheinischen Proviuzial Taubstummen ^"^ 'ür die taub-
^.. , " ^. ^, ^ slunnneu ^ttudev ui den
schulen aufgenommenen taubstummen Kmder vom 1. Iauuar 1»?« ab. Pwuwzial Taub-

Referent Graf v. F ü r st e u b e r g - S t a m m h c i m. stnunne» ^»stalien.
Iu Anbetracht, daß der bisher gezahlte Pcnsionssatz für die in die Rheinischen Provinzial ^

TaubstnmmewSchuleu aufgenommenen Kinder im Betrage von I5<» Mark für jedes Kind fortan '^ ..'e,-
zum Unterhalte der als Externe zu bezeichnenden Kinder nicht mehr genügt, befürwortet der
II. Ausschuß dcu Antrag deö Provinzial-Vcrwaltungsraths dahin gehend:

„Der Provinzial^andtag wolle beschließen, daß der Pensionssatz für die iu die
Rheinischen Provinzial-Taubstummeu-Tchulcn aufgenommenen taubstummen Kinder vom
I. Januar 187« ab in dem Ersatzc des Seitens der provinzialständischen Verwaltung
für die Unterbringung jedes einzelnen Kindes bei Pflege Eltern zu zahlenden wahres-
Betrages, jedenfalls aber in gewöhnlichen Fällen nicht in einem höhereu Betrage als
252 Mark zu bestehe« habe."

Der Vice-Marsch all stellt den Autrag zur Disknssiou nnb erklärt, da das Wort nicht
verlangt wird, denselben für angenommen.

Der Abgeordnete Weidt erstattet das Referat des III. Ausfchusscö über den Antrag des Decharginuig der Nech-
Verwaltungsrathes betreffend die Dechargirung der Rechnungen der Provinzial-ArbeitS-Anslalt ^,".mgeuderProos»zial'
Brauweiler für die Jahre 1873, 1874 nnd 1875. ' B«uwei!e" '"

Der AuSfchuß hat bezüglich der Rechuuugcn außer deu Seitens des ProvinzialVerwaltmigs-
raths gezogenen Notaten nichts zn erinnern gefunden und beantragt nach Erledigung sämmtlicher
Notate die Dechargc zu ertheile«.

Die Versammlung erklärt sich hiermit einverstanden.
In Abwesenheit des zum Referenten bestellten Abgeordnete,, Mund erstattet der Abgeord« Antrag des Kreises

nete von Bönninghansen das Referat des IV. Ausfchnffes betreffend den Antrag des Kreises Melsenheim aus Ueber»
Meisenheim auf Uebernahme der Kreisstraßen als Provinzialstraßen. nahu,e der Kreisstraße»

Der IV. AnSschuß hat das vom Provinzial-Verwaltungsrathe in der vorliegenden An'°°" P""mzmlstraßen.
gelegenhcit an den ProvinziabLaudtag erstattete Referat geprüft nnd empfiehlt im Einverständnisse -^ „
mit den Ausführungen diefes Referats, die in demselben gestellten Anträge zur Annalune. ^,

Der Vice-Marschall erklärt, da keine Einwendungen erfolgen, die Anträge für beschlossen.
Referat des !. Ausschusses über die Petition der Stadt Köln vom 2l. März 1877, den Pctitim, der Stadt

Vertheilungs'Maaßstal' der ProvinzialUmlage bezüglich der Kosten der Bezirtsstraßen betreffend.^" betreffend den
Umlage Modus bezüg¬
lich der Kosten der

Bezirlsstraßm.
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Der Referent AbgeordneterDietze berichtetwie folgt:
Die Stadt Köln hat mittelst Petition vom 21. März e. den Antrag gestellt, daß der sei>

herige Vertheilnngs- Maßstab zur Deckung der Bedürfnisse für die Kosten der Bezirksstraßen
nach Maßgabe des Ist-Eintonnnenö an dirrcteu Staatsstencrn, soweit diese Kosten aus der Dotation
uach dem Gesetzevom 8, Juli 1875 nicht bestritteu werden können, dahin abzuändern, daß die
Koste» derselben künftig nach einem gerechteren Maßstabe, uud zwar nach dem des Flächen-Inhalts
und der Bevölkerungin der Provinz, auf die Kreise umgelegtwerden sollen.

Iu Erwägung, daß für die füuf östliche» Provinzen der hier zu Oruude gelegte Ver-
theilungs-Maßstab für die Aufbringung der Provinzial-Abgabenim §. IN« der Provinzial-Ordnnng
vom 29. Juni 1875 ausdrücklich vorgeschrieben ist, und der 22. Rheinische Provinzial Landtag in
seiner Plcnar-Sitzung vom 9. Inni 1874 sich mit der künftigen Reparation der Kosten nach dem Maß
stabe der gesammte»direeteu Staatssteuern auf die ganze Proviuz eiuverstandeu erklärt hat, —

iu Erwägung ferner, daß dem Regulativ betreffend die Vereinigung der iu der Rhein-
Provinz bestehendenÄezirtsstraßenfonds und der Fonds zur Unterhaltung der Staatsstraßen zu
Einem ProviuzialslraßenfondSam 17. Iauuar 187«; die staatlicheOeuchmiguug ertheilt woroeu
ist, und iu Erwägung endlich, daß die Unterhaltung der frühereu Vezirtsstraßeu mir einen inte,
grirenden Theil der Provinzial-Lastcubildet, kann der 1. Ausschuß den Autrag der Stadt 5töln nicht
als billig anerkennenund beschließt dem hohen Landtage zu empfehlen„unter Mittheilung des Be¬
schlusses über den Antrag der Stadt Köln zur Tagesordnung übermgehen."

Der Vice-Marschall stellt den Antrag ans Uebergangzur Tagesordnung zur Diskussion,
Die Versammlung ist einverstanden.

Der Marsch all tritt wieder ein und übernimmt den Vorsitz.
PetitionderStadl-uüln Der Abgeordnete Bremig erstattet das Referat des III. Ausschusses über die Petition
wegen anderweiterVer ^ Vertreter der Stadt Köln bezüglich der Aufbriuguug der zur Verzinsung uud Amortisation
W«'^r"!n3 ^ DbligationenAnleihe der Rheinprovinz erforderlichenBeträge:
zuismis, um, Anwrti ^e Vertreter der Stadt Köln haben dem hohen Landtage in einer Petition vom 16. März
satwn der Oblissa-d, I. nachstehende Anträge znr Beschlußfassung unterbreitet, nämlich:

timien-Anleihe der lt, daß die Kosten der Proviuzial Irrcn°Anstalteu iu der ganzen Provinz ohne vorherige Unter-
Rheinprovinz erforder- vertheilung auf die Regierungsbezirke gleichmäßig auf die Kreife umgelegtwerden mögen;

' '"' ^ ^ ^ >i. daß den >ltegiernugsbezirleuuud Kreisen nach dein Maaßstabe ihrer Beiträge ein
Anspruchauf Besetzung der KrankensteUeu bei vorhaudcnem Bedürfniß ertheilt werde;

<!. daß der Landtag die Entlastung der Provinz von den bei der Errichtung der Bonner
Anstalt durch die Rücksichten auf die Universität Bonn etwa eutsteheudeuMehrkosten
in Erwägung ziehe;

cl. daß bezüglich der Beiträge auch für die Vergaugeuheit eiue Ausgleichungnach dem
oben erwähnten Maßstabe Statt finde;

<v daß für die Vertheiluug der Kosteu in Zntunft ein billigerer Maßstab angenommen
und für denselben die Allerhöchste Ocnchmignngnachgesucht werden möge.

Angesichtsdieser weiltragenden, die Abänderung gesetzlicherBestimmungen uud früherer
Beschlüsse des Landtages bezweckeudeu Auträge und in besonderer Berücksichtigung, daß die definitive
Regelung der IrrewAnstalls-Bautosteu vor gänzlicherFertigstellungder Bauten selbst nicht möglich
und sonach auch bis dahiu die wirtliche ober vermeintliche Ueberbürduugder Stadt Köln durch
die zu diesen Baukosten zu leistenden Beiträge nicht vollständig zu ermitteln ist, auch die gu.
Anträge nicht dringlicherNatur sind, erklärt der Ausschuß,momentan sich nicht in der Lage zu
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befinden, auf die materielle Prüfung der gedachten Anträge einzugehen und beehrt sich dem hohen
Haufe vorzuschlagen, die mehrerwähute Petition der Stadt Köln zur Vorprüfung an den Verwalt
tuugsrath zn verwcifen mit dem Auftrage, entweder uoch dem jetzt verfammclten oder dein nächsten
Landtage Bericht zu erstatte» und ihm geeignet scheinende Anträge zu unterbreiten.

Referent bemerkt im Anschlüssehieran, daß in diesem Augeublicke Untersuchungen schwebe»
über muthmaßliche Diebstähle und Unterschlagungen bei den Irren-Anstaltsbanteu iu Bonn. Wem,
diese Aetrügcreieu, wie es den Anschein habe, zur Gewißheit werden, würde der Landtag demnächst
auch zu prüfen haben, ob die dadurch verursachten Ausfälle dem Regierungsbezirk Köln znr Last
fallen follen.

Der Marfchall stellt den Antrag des Ausschusses zur Diskussion.
Der Abgeordnete Kaesen wünscht, daß der Stadt Köln zwischenzeitlichNachricht gegeben

werde, welche Stellung der Provinzial'Verwnltungsrath der Petition gegenüber eingenommen habe.
Der Marsch all erwidert, daß die Stellung des Provinzial ° Verwaltungsraths zu der

Augelegenheit erst durch die demuächstigen Anträge desselben a» den nächste» Landtag klar gestellt
werden könnte.

Darauf wird die Diskussion geschlossenund der Antrag des Ausschusses genehmigt.
Es folgt noch das Referat des !. Ausschusses über die Petition des Direktors der Abthei- Petition wegen des

lung Düre» des landwirtschaftliche» Vereins für Rheinpreußeu, welcher Gegenstand in der Tages Vcrtheilungs-Mudus
ordmmg »icht aufgesuhrt war. ^ " °

Referent Abgeordneter Dietzc macht die Versainmlnng mit dein Inhalte der Petition
bekannt, dahin gehend, daß in der letzten Sitzung des Kreistages zu Dürcu folgender Antrag au
de„ Provi»zial°La»dtag beschlossenworvc» sei:

„Der Provinzial - Landtag wolle beschließe», daß die Provinzial'Lasten iu Zu¬
kunft iu der Weise auf die Kreise vertheilt werden, daß die Hälfte der Gruud-, Gewerbe-
und Gebändestcuer, dagegen die Klassen- und tlassifizirte Einkommensteuer ganz als
Grundlage der Vertheilung angenommen werde,"

Der Antrag sei gegen die Stimme» der zwei städtischenVertreter einstimmig angeiwunncn
worden, jedoch habe die Köuigl. Regierung zu Aachen dem Beschlusse die Genehmiguug versagt und
wende sich die Petition nunmehr au den Landtag um Abhülfe.

Der I. Ausschuß empfiehlt aus Gründen, wie bei der ähnlichen Petition der Stadt Köln
entwickelt, „über die Petition zur Tagesordnung überzugehen."

Der Marschall fragt, ob hiergegen etwas zu eriunern sei und erklärt, da keine Gegen«
bemerkung erfolgt, den Ucbergang zur Tagesorduung für genehmigt.

Hierauf schließt der Marschall die Sitzung, da die Tagesordnung erledigt ist, und beraumt
die nächste Sitzung auf Dienstag 11 Uhr an,

(Ende der Sitzung 2 Uhr.)

Wilhelm FUrst zu Wied,
Lanbtags-Marschall.
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